
Überparteilich und unabhängig
Pflichtblatt der Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg

Herausgeber: Jürgen Wessel
Geschäftsführer: Dr. Günter Semmerow

Worin unterscheidet sich die
ökologische von der klassi-
schen industriellen Landwirt-
schaft?
Herkömmliche Landwirt-
schaft ist von industrieller Zu-
lieferung abhängig. Die Bau-
ern erzeugen wenige Produk-
te in großer Intensität. Das be-
deutet hohen Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln und
Dünger und hat Belastungen
von Luft, Wasser und Boden
zur Folge. Ökologischer Land-
bau vermeidet dies durch viel-
gestaltig organisierte Ge-
mischtbetriebe mit umwelt-
freundlicher Tier- und Pflan-
zenproduktion.

Wie viele Biobauern gibt es
zurzeit in Deutschland?
In der Arbeitsgemeinschaft
Ökologischer Landbau (AG-
ÖL) sind etwa 7500 Höfe zu-
sammengeschlossen. Dane-
ben gibt es noch Bio-Bauern
nach EU-Norm. Insgesamt be-
wirtschaften sie 2,4 Prozent
der gesamten Landwirt-
schaftsfläche – rund 400 000
Hektar. Überproportional vie-
le Betriebe gibt es in Ost-
deutschland, wo sich nach
der Vereinigung viele Höfe
umorientiert haben.

Wie wird sich die Zahl der
Biobauern in den nächsten
zehn Jahren entwickeln?
Es wird auf jeden Fall einen
deutlichen Zuwachs geben.
Die Höfe stellen aber nur
dann um, wenn die Nachfra-
ge nach Produkten und das
Image der ökologischen Land-
wirtschaft hoch sind. Dafür
muss die Politik die nötigen
Anreize schaffen. Die Politik
hat aber schon vor zehn Jah-
ren gesagt, dass sie die Zahl
der Ökohöfe auf zehn Prozent

steigern will. Dies jedoch ist
nicht passiert.

Haben wir Deutschen die Ent-
wicklung zur ökologischen
Landwirtschaft verschlafen?
Und wenn ja, wer sind die
Vorreiter in Europa?
Deutschland war lange Zeit
in Europa der Vorreiter, aber
das ist vorbei. Dänemark,
Schweden, Österreich und
die Schweiz haben inzwi-
schen Ökobauern viel konse-
quenter gefördert und steu-
ern auf zehn Prozent Flächen-
anteil an der Landwirtschaft
zu. Rein flächenmäßig hat
uns Italien weit abgehängt –
das Land hat in den vergange-
nen sechs Jahren seine Ökoan-
baufläche auf 600 000 Hektar
verdoppelt.

Wohin könnte sich der Anteil
ökologischer Landwirtschaft
in Deutschland entwickeln?
Flächendeckender Ökobau
ist theoretisch möglich, wenn
auch nicht realistisch. Das
hätte auch eine veränderte
Produktpalette zur Folge.
Schleswig-Holstein beispiels-
weise ist zurzeit von Rapsan-
bau geprägt. Das wäre dann
nicht mehr möglich, da Raps
zahlreiche Schädlinge hat,
die üblichen Insektizide aber
nicht mehr eingesetzt werden
dürften.

Wo liegen die größten Schwie-
rigkeiten bei der Umstellung
auf Ökoanbau?
In den ersten drei Jahren
nach der Umstellung dürfen
die Bauern ihre Produkte
noch nicht mit dem Siegel
Öko vermarkten. Das bedeu-
tet Einkommensverluste. Da-
zu kommen hohe Investitio-
nen in Maschinen, beispiels-

weise in Kartoffel- oder Rü-
benroder. Die bisherigen fi-
nanziellen Anreize der Poli-
tik erscheinen vielen Bauern
aus der industriellen Land-
wirtschaft da bislang nicht in-
teressant genug.

Wie also kann kann Ökobau
attraktiver gemacht werden?
Da gibt es vier Faktoren. Das
Image muss verbessert wer-
den und dabei muss der Bau-
ernverband mithelfen. Die
Nachfrage muss nachhaltig
steigen, so dass sich ein Um-
stieg für die Landwirte lohnt.
Subventionen für die klassi-
sche industrielle Landwirt-
schaft müssen gedrosselt wer-
den und in umweltverträgli-
che Produktion mit hoher
Qualität fließen. Ganz wich-
tig für den Verbraucher ist
auch ein eindeutiges Ökoprüf-
zeichen und eine klare Dekla-
rierung der Lebensmittelbe-
standteile.

Was würde das Umschwen-
ken auf eine ökologische
Landwirtschaft für die Ver-
braucher bedeuten?
Verbraucher müssen sich da-
rauf einstellen, dass sie nicht
mehr wie bisher 14 Prozent
des monatlichen Haushalts-
einkommens für Lebensmit-
tel ausgeben, sondern etwa
17 bis 20 Prozent. Denn gerin-
gere Erträge und höhere Pro-
duktionskosten der Ökobau-
ern bedeuten auch höhere
Preise. Verbraucher müssen
sich auch darauf einstellen,
dass es bestimmte Produkte
im Regal nicht mehr zu jeder
Jahreszeit gibt. Erdbeeren
aus dem Treibhaus gibt es
dann nur noch einge-
schränkt. Ein anderes Essver-
halten wäre nötig: mehr
pflanzlich, weniger Fleisch.
Die Erfahrung zeigt, dass Ver-
braucher bei Brot oder Möh-
ren schnell auf Bio umstei-
gen, während Butter und Sah-
ne als letzte dran sind.

Könnten die Bioprodukte
denn billiger werden?
Zum Teil. Größere Produkti-
onsmengen bedeuten geringe-
re Stückkosten und senken
auch die relativen Ausgaben
für Verarbeitung und Ver-
trieb. Die Senkung findet
aber ihre Grenzen. Wenn Öko-
produkte im großen Stil ange-
baut werden und von Super-
märkten und der Backindus-
trie aufgenommen werden, er-
höht sich auch der so genann-
te Normierungsdruck der Le-
bensmittelindustrie. Wenn
Rewe tonnenweise Möhren
ankauft, dann müssen diese
in Standardverpackungen
passen. Das tun Biowaren
aber nicht immer, da entsteht
unverkäuflicher Ausschuss.

Was hat die bessere Perspekti-
ve – Bio-Fleisch oder Bio-
Obst und -Gemüse?
Obst und Gemüse haben es
leichter, da ist das heute
schon hohe Potenzial noch
lange nicht ausgeschöpft. Bei-
des ist einfacher zu vermark-
ten und findet zurzeit auch
leichter Einzug in die Super-
markt-Regale des Lebensmit-
teleinzelhandels als beispiels-
weise Biofleisch. Im Reform-
haus ist letzteres gar nicht
und im Naturkosthandel nur
äußerst selten anzutreffen.
Dazu kommt, dass inzwi-
schen gerade jüngere Ver-
braucher immer weniger
Fleisch essen – egal ob es sich
dabei nun um Biofleisch han-
delt oder nicht.

Ist eine Steigerung des Öko-
baus allein im nationalen
Rahmen denkbar oder geht
das nur im europäischen Kon-
text?
Es geht nur mit Anreizen auf
allen Ebenen – europäisch, na-
tional, regional und kommu-
nal.

Bietet ökologische Landwirt-
schaft Schutz vor BSE?
Absoluten Schutz gibt es
nicht. Aber die Wahrschein-
lichkeit für BSE ist bei einem
weitgehend in sich geschlosse-
nen Betriebsorganismus deut-
lich geringer – auch weil die
Verfütterung von Tiermehl
untersagt ist. Allerdings stam-
men bei jüngst umgestellten
Höfen die Tiere zum Teil aus
der Zeit konventioneller Pro-
duktionsweisen – das sind Alt-
lasten, dort ist auch BSE
nicht auszuschließen.

Die Fragen stellte LN-Mitar-
beiter Gunnar Erth.

La Stampa(Italien)

Es hat sich eine heimtückische
politische Krise für Gerhard
Schröder entzündet, der vor den
Wählern besonders angreifbar
ist, die Gefahren der Krankheit
zu lange unterschätzt zu haben.
Er wird zudem von einer Oppo-
sition attackiert, die ihre Aggres-
sivität wiedergewinnt.

de Volkskrant(Holland)

Die Opposition greift dankbar
die kleinen und großen Irrtümer
auf, um zu zeigen, dass die rot-
grüne Regierung inkompetent
ist. Noch sind Umfrageergebnis-
se und ökonomische Anzeichen
nach einigen mutigen Reformen
und einem Jahr soliden Regie-
rens recht günstig. Aber der Alb-
traum des ersten unsicheren Re-
gierungsjahr Schröders scheint

auf einmal gar nicht mehr so
weit entfernt.

Basler Zeitung(Schweiz)

Dem behäbig-jovialen Agrarmi-
nister Funke, der angriffslusti-
gen Gesundheitsministerin Fi-
scher sind in der BSE-Krise ge-
wiss der eine oder andere Lap-
sus unterlaufen. Und doch ist
ihr kollektiver Rücktritt vor al-
lem eines: eine politische Be-
sänftigungsgeste.

Le Journal du Centre
(Frankreich)

Die politische Krise schlägt am
heftigsten dort zu, wo die BSE-
Lage letztlich noch am harmlo-
sesten ist. Lediglich neun Fälle
von Rinderwahnsinn sind bis-
her gezählt worden. Und den-
noch ist die Psychose in der Bun-
desrepublik am stärksten.

Gerhard Schröder hat
das Beste aus der Situa-

tion gemacht. Ob sie sich
zum Guten wendet, muss
sich noch zeigen. Der Kanz-
ler hat mit sicherem Gespür
erkannt, dass ihn in der
BSE-Krise ein bloßes Dre-
hen des Personalkarussells
nicht weiter bringt. Er hat
das ihm von Andrea Fischer
aufgezwungene Revirement
für eine inhaltliche Neuaus-
richtung der Politik genutzt.
Erstmals wird Deutschland
ein Ministerium für Verbrau-
cherschutz bekommen.

Helmut Kohl hat vor vie-
len Jahren einen ähnlichen
Schachzug gemacht. Auf die
Katastrophe von Tscherno-
byl reagierte er mit der Be-
stallung eines Umweltminis-
ters. Schwups war Kohl da-
mals aus dem Stimmungstief
heraus. Warum soll das Re-

zept nicht auch beim Rinder-
wahnsinn wirken? Und hat
Renate Künast in dem hal-
ben Jahr als grüne Parteiche-
fin nicht gezeigt, dass sie
schwierige Aufgaben erfolg-
reich anpacken kann?

Aber für die Juristin wird
es im neuen Job, in den sie
sich erst einarbeiten muss,
keine Schonfrist geben. Die
BSE-Krise wird sie vom ers-
ten Tag an fordern. Mit den
vollmundigen Ankündigun-
gen von mehr Verbraucher-
schutz und neuer Landwirt-
schaft wurden zudem große
Erwartungen geweckt. Noch
aber fehlt das Konzept. Das
Umsteuern ist ein langer und
schwieriger Prozess, abseh-
bar mit viel Reiberei verbun-
den. Und ob am Ende der Ver-
braucher noch Beifall
klatscht, wenn Fleisch ein
paar Groschen und Joghurt
ein paar Pfennig teurer wer-
den, ist keineswegs sicher.

Er nimmt den Mund ganz
schön voll, unser Vertei-

digungsminister. Gesund-
heitsgefahr für deutsche
Kfor-Soldaten durch die
uranhaltige Munition, mit
der US-Flieger serbische Pan-
zer beschossen – und auch ge-
knackt – haben? Nichts dran,
alles nur Panikmache der Me-
dien, sagt Rudolf Scharping
und lässt sich von Experten
den Rücken stärken. Es
scheint ihn wenig zu beein-
drucken, dass es auch Fach-
leute wie den Strahlenexper-
ten Wolfgang Köhnlein gibt,
die sehr wohl eine Gefähr-
dung durch den Uranstaub se-
hen, den die panzerbrechen-
de Munition aufwirbelt.

Nun gut, der Verteidi-
gungsminister will seinen
Soldaten die Angst nehmen,
beim Schutz der Zivilbevöl-
kerung im Kosovo selbst von

unsichtbaren Gefahren be-
droht zu sein. Er meint wohl,
seine Fürsorgepflicht als
Dienstherr gebiete das.

Wenn er diese Pflicht ernst
nimmt, lässt er alle Balkan-
Soldaten, die in möglicher-
weise uranbelasteten Gebie-
ten waren, untersuchen. Da-
mit die wirklich ungefährde-
ten sicher sein können. Und
damit den anderen geholfen
werden kann, ehe sie viel-
leicht Blutkrebs bekommen.

Nein – die vollmundige,
nur von einem zaghaften „na-
hezu“ eingeschränkte Ent-
warnung ist leichtfertig.
Nicht nur, weil sie Schar-
ping politisch eines Tages
zum Verhängnis werden
könnte. Sondern auch weil
sie geeignet ist, Sorglosigkeit
zu fördern. Und weil sie sei-
ner völlig berechtigten Forde-
rung nach Verzicht auf die
Uran-Munition viel Schlag-
kraft nimmt.
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Professor Ulrich Köpke (49) lei-
tet das von ihm mitbegründe-
te Institut für organischen
Landbau an der Universität
Bonn.  Foto: UNI BONN

Von ARNOLD PETERSEN

Lübe¬er Nachrichten

Kabinettsumbildung in Berlin

Keine Schonfrist

Von RÜDIGER WENZEL

BERLIN – Bauernverbandsprä-
sident Gerd Sonnleitner gab
sich gestern optimistisch:
„Wir können mit jedem Minis-
ter leben.“ Aber einen Anlass
für einen grundlegenden
Wechsel in der Landwirt-
schaftspolitik sieht er nicht.
„Wer die Übertragung von
Krankheiten, von Viren, Bak-
terien und Prionen davon ab-
hängig machen will, wie groß
ein landwirtschaftlicher Be-
trieb ist und ob er Düngemit-

tel einsetzt oder nicht, bewegt
sich nahe an der Quacksalbe-
rei.“ Angesichts der nach wie
vor überwiegenden bäuerli-
chen Strukturendie industriel-
le Landwirtschaft fürBSE ver-
antwortlich zu machen, sei ei-
ne Ungeheuerlichkeit.

Die einseitige Bevorzugung
der Ökolandwirtschaft führt
nach Meinung Sonnleitners
ins Abseits. Das Problem sei,
dass Fleisch, das von Ökobau-
ern erzeugt werde, relativ teu-

er sei und von den Verbrau-
chern nur wenig nachgefragt
werde.

Auf der gleichen Linie liegt
auch Otto-Dietrich Steensen,
der Präsident des Bauernver-
bandes Schleswig-Holstein.
„Die Formulierung: Umgestal-
tung der industriellen Land-
wirtschaft in den ökologi-
schen Landbau stößt bei uns
auf Widerstand. Dann müss-
ten erstmal auch die Verbrau-
cher animiert werden, dass sie

ökologische Produkte kaufen.
Ich kann nicht in eine Schiene
produzieren,wo ichkeinen Ab-
satz habe.“

Der Vertreter der Ökoland-
wirtschaft sehen sich jetzt da-
gegen im Aufwind. Binnen
fünf Jahren würden sie ihren
Anteil an der Landwirtschaft
von derzeit zwei auf zehn Pro-
zent ausbauen, ist der Vorsit-
zende des Bundesverbandes
Bioland, Thomas Dosch, über-
zeugt. Schon in einem Jahr-

zehnt würde jeder fünfte Bau-
er nach ökologischen Grund-
sätzen arbeiten. Der Weg zu ei-
ner „Agrarwende“ in Deutsch-
land sei aber steinig, sagte
Dosch. Besonders aus der
Agrar- und Futtermittellobby
dürfte sich Widerstand regen.
Allein der Verzicht auf Pestizi-
de und industriell gefertigte
Futtermittel werde der Indus-
trie Umsatzeinbußen von
mehr als drei Milliarden Mark
im Jahr bringen. AP/dpa/fet

MEINUNGEN

Scharping sieht weiter keine Strahlengefahr

Leichtfertige Entwarnung

Gute Aussichten für Ökolandbau: Experten erwarten eine Zunahme, fordern aber mehr Geld vom Staat.  Foto: AP

Die BSE-Krise: Kurswechsel in der Landwirtschaftspolitik

Erleben wir jetzt einen Boom bei den Ökobauern?
Bietet die „sanfte Agrarproduktion“ Schutz vor BSE?

Müssen wir für Bioprodukte tiefer in die Tasche greifen?

Ökologische Landwirtschaft –
so soll sie funktionieren

BSE hat die
industrielle

Landwirtschaft in
Misskredit

gebracht. Der Ruf
nach Öko-Landbau
wird stärker. Aber

kann er unsere
Ernährung sichern?

Die zwölf
wichtigsten Fragen
– beantwortet von

Professor
Ulrich Köpke.

PRESSESTIMMEN

Die Krise des Kanzlers
Auch viele ausländische Tageszeitungen befassen sich
mit der Berliner Regierung in den Zeiten der BSE-Krise

„Eine Schiene ohne Absatz“
Bauernverbände kündigen Widerstand gegen Bevorzugung des ökologischen Landbaus an
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